
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Freundinnen und Freunde aus dem

Wahlkreis Gifhorn-Peine, 

der 06. November wird uns allen in
besonderer Erinnerung bleiben. Einmal sind
die Wahlen in Amerika wider Erwartend
deutlich zugunsten Trumps ausgegangen
und überdies ist am Abend die
Ampelregierung hier in Berlin mit einem
lauten Knall geplatzt. 

Vor 3 Jahren hat zusammengefunden was
nicht zusammen passt. Begleitet durch
ständigen Streit gipfelte dieses Schauspiel in
infamen Schuldzuweisungen vor laufenden
Kameras. Dass es die Streithähne nicht
einmal in dieser Situation schaffen,
staatstragend zu handeln zeigt, dass es ein
notwendiges Ende ist, aber auch ein
unwürdiges. 

Was Deutschland jetzt braucht, ist Klarheit.
Die aus reinem wahltaktischen Kalkül
herausgezögerte Vertrauensfrage
unterstreicht die Verantwortungslosigkeit
des Kanzlers. Die Herausforderungen sind
zu groß, um sie weiterhin auszusitzen. Die
Bevölkerung, die Wirtschaft, unsere
europäischen Nachbarn, ja alle unsere
Verbündeten müssen sich auf eine deutsche
Regierung verlassen können. Der derzeitige
Zustand ist nicht hinzunehmen. 

Deutschland braucht jetzt eine stabile, eine
mutige Regierung mit Friedrich Merz an der
Spitze. 

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen
und freue mich auf Ihre

Reaktionen! 
 

Herzliche Grüße, Ihre und Eure

Ingrid Pahlmann 
MdB

Neues von Ihrer Abgeordneten

November 2024 

Infos zu meiner Arbeit in Berlin sowie
spannende Themen und Anträge finden

Sie in meinem Newsletter. Bitte beachten
Sie auch die Veranstaltungshinweise!



Deutschland braucht Neuwahlen – 
und zwar jetzt

Nach dem Bruch der Ampel müssen jetzt die Wählerinnen und Wähler entscheiden, wer das Land
in den nächsten vier Jahren führen soll. Deutschland braucht einen politischen Kurswechsel.

Wir stehen bereit, Verantwortung für Deutschland zu übernehmen. Aber wir stehen nicht als
Ersatzspieler für die gescheiterte Ampel zur Verfügung. Anstatt Verantwortung für das Scheitern
seiner Koalition zu übernehmen und den Weg für Neuwahlen freizumachen, spielt Olaf Scholz
taktische Spielchen und will die Union in den Sog seiner Niederlage ziehen. Dieses durchschaubare
Manöver machen wir nicht mit.

Der Bundeskanzler muss der staatspolitischen Verantwortung gerecht werden, die er von anderen
einfordert. Verantwortliches Handeln heißt: Er darf Neuwahlen als Weg zu einem politischen
Neuanfang nicht länger im Wege stehen - zum Wohle unseres Landes.

Der Rausschmiss der FDP aus der Koalition war offensichtlich von langer Hand vorbereitet.

Das Nachtreten von Olaf Scholz gegenüber der FDP empfinden wir als respektlos und seinem Amt
als Bundeskanzler unangemessen. Selbst nach der Trennung der Koalition macht die Ampel das,
was sie am besten kann: untereinander streiten.
Wir stehen bereit.

Wir werden den Menschen in Deutschland ein politisches Angebot unterbreiten, wie wir dieses
Land wieder nach vorne bringen können. Wir werden ein Angebot unterbreiten, das uns zurück zu
wirtschaftlicher Stärke führt, die Sicherheit in unserem Land und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt stärkt. Deutschland ist ein starkes Land. Wir wollen, dass die Bürgerinnen und
Bürger wieder stolz auf ihr Land sein können.

     

Olaf Scholz manövriert das Land in ein
Regierungsvakuum. Es gibt keinen Grund, dem
Land einen politischen Neuanfang bis zum März
2025 vorzuenthalten. Wir fordern den
Bundeskanzler dazu auf, spätestens zu Beginn der
nächsten Woche die Vertrauensfrage im Deutschen
Bundestag zu stellen und so den Weg für
frühzeitige Neuwahlen freizumachen. Die Lage in
Deutschland, Europa und der Welt ist zu ernst, als
dass wir uns noch einen Tag länger als unbedingt
erforderlich eine Minderheitsregierung unter Olaf
Scholz leisten können. 
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Nie wieder ist jetzt – Jüdisches Leben in
Deutschland schützen, bewahren und stärken

Mit dem interfraktionellen Antrag „Nie wieder ist jetzt – Jüdisches Leben in Deutschland schützen,
bewahren und stärken“ setzen die Fraktionen der demokratischen Mitte im Deutschen Bundestag
ein klares Zeichen gegen jeden Antisemitismus und gegen eine antisemitisch motivierte
Verurteilung Israels. Wir treten gemeinsam für einen besseren Schutz jüdischen Lebens in
Deutschland ein. Wir fordern, dass die Bundesregierung ihre Anstrengungen zur Förderung der
jüdischen Kultur und Bildung intensiviert.  Antisemitismus muss in allen Bereichen der Gesellschaft
zurückgedrängt werden. Das schließt ein, dass auch die SPD in Ihren eigenen Reihen
antisemitische Entgleisungen wie die der Bundestagsvizepräsidentin Aydan Özoğuz ahndet. Wo
erforderlich, sind auch Gesetzeslücken zu schließen. In diesem Zusammenhang nennt der Antrag
neben dem Strafrecht auch das Aufenthalts-, das Asyl- und das Staatsangehörigkeitsrecht.

Der Deutsche Bundestag stellt überdies erneut fest, dass die Bundesregierung die Arbeitsdefinition
von Antisemitismus der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) als maßgeblich
heranzuziehen hat. Überdies verlangen wir den Ausschluss staatlicher Förderung für alle
Organisationen, die mit der sogenannten BDS-Bewegung in Verbindung stehen, die zum Boykott
Israels aufrufen oder sonstige antisemitische Inhalte verbreiten. Ein klares Bekenntnis zu Israels
Sicherheitsinteressen und Selbstverteidigungsrecht ist ebenfalls Teil des gemeinsamen Antrags. 

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben in unseren Gesetzesinitiativen und Anträgen seit dem
7. Oktober 2023 auch deutlich weitergehende Vorschläge zur Bekämpfung des Antisemitismus in
Deutschland vorgelegt. Hinter diesen Vorschlägen stehen wir weiterhin uneingeschränkt.
Gleichwohl haben wir uns intensiv für einen gemeinsamen Antrag eingesetzt. Dafür sind wir
Kompromisse eingegangen. Denn für uns gilt: Die Fraktionen der demokratischen Mitte im
Deutschen Bundestags und alle Bürgerinnen und Bürger müssen gegen Antisemitismus
zusammenstehen. 

     

Insbesondere seit dem Terrorangriff der Hamas auf
Israel am 7. Oktober 2023 sehen wir eine deutliche
Zunahme antisemitischer Straftaten und von
Äußerungen des Judenhasses auf unseren Straßen.
Das sichtbare Anwachsen des Antisemitismus ist
nicht nur eine Bedrohung für die jüdische
Gemeinschaft in Deutschland. Es stellt auch einen
Angriff auf die Werte und Grundsätze unserer
gesamten Gesellschaft dar. Dies unterstreicht die
Notwendigkeit, jüdisches Leben in Deutschland
aktiv zu schützen und weiter zu stärken. 
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Fraktionskongress, Initiativen und „Aktuelle Stunde“ 
zur Wirtschafts- und Energiepolitik

Deutschland steckt in der Rezession.
Arbeitsplätze gehen verloren. Industrie
wandert ab. Der Arbeitsmarkt ist
dysfunktional. In dieser Lage bräuchte unser
Land eine handlungsfähige Bundesregierung,
die mit einem Plan für Deutschland
Entscheidungen zur Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes trifft.
Deshalb brauchen wir so schnell wie möglich
Neuwahlen.

Wir haben die Wirtschafts- und Energiepolitik in dieser Sitzungswoche zu einem Schwerpunktthema
gemacht. Am Dienstag haben wir unseren Fraktionskongress „Die Neue Energie-Agenda:
Energiepolitik für ein klimaneutrales Industrieland“ ausgerichtet, bei dem wir den Entwurf eines
umfangreichen energiepolitischen Positionspapiers vorgestellt haben. In diesem Positionspapier
verdeutlichen wir: Deindustrialisierung ist nicht der Weg der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in der
Klimapolitik. Wirtschaft, Energie und Klima zusammen zu denken ist unser Anspruch. Sauberkeit,
Sicherheit und Bezahlbarkeit der Energieversorgung sind kein Nullsummenspiel, sondern können
als gleichrangige Ziele nur im Zusammenspiel erreicht werden. Darüber hinaus hatten wir für
Freitag eine „Aktuelle Stunde“ zum Thema „Kurs der Bundesregierung in der Wirtschaftskrise“
beantragt, um das Gipfelchaos innerhalb der Bundesregierung zu thematisieren und vor allem auch
unsere eigenen wirtschaftspolitischen Vorschläge in den Vordergrund zu rücken. 

Ferner werden wir anlässlich des bevorstehenden internationalen Klimaschutzgipfels in Baku vom
11.-22. November 2024 einen eigenen Klimaschutzantrag in den Bundestag einbringen. Zu unseren
Forderungen zählt ein beschleunigter Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft, die konsequente
Anwendung der CO2-Bepreisung als Leitinstrument und die Rückgabe der hieraus resultierenden
Einnahmen an die Bürger und Unternehmen, beispielsweise durch die Absenkung der Stromsteuer
und der Netzentgelte. 

Wir wollen Deutschland als Industrieland stärken und bis 2045 klimaneutral machen. Gelingen wird
dies nur, wenn wir Wirtschaft, Energie und Klimaschutz als Einheit betrachten und auch danach
handeln. Bezahlbare, saubere und sichere Energie ist eine Grundvoraussetzung für unsere Zukunft
als Industrie- und Handelsnation. Das erfordert auf dem Weg zum klimaneutralen Industrieland
und zur Stärkung von Mittelstand und Handwerk eine Verbesserung der Energieeffizienz, den
systemdienlichen weiteren Ausbau aller erneuerbaren Energien sowie von steuerbaren Kraftwerken
und Speichern. Auch der Aus- und Umbau der Übertragungs- und der Verteilnetze sowie die
Errichtung einer Wasserstoff- und einer CO2-Infrastruktur sind von großer Bedeutung für den
Energiestandort Deutschland.



Die Überwindung der kommunistischen Diktaturen in der DDR sowie in Mittel- und Osteuropa
ist ein Meilenstein der europäischen Freiheitsgeschichte. Der dadurch möglich gewordene
Prozess der europäischen Integration eröffnete vielen Menschen ein Leben in Freiheit,
Sicherheit und Chancen. Aus dieser Erfahrung und Dankbarkeit erwächst die Verantwortung,
auch heute denen in Europa zur Seite zu stehen, die noch immer um ihre Freiheit kämpfen –
etwa den mutigen Menschen in Belarus. 

Die DDR war ein Unrechtsstaat. Den Menschen, die in der SED-Diktatur aus Überzeugung und
unter Einsatz ihres Lebens oder Inkaufnahme von Repressionen mutig Widerstand geleistet
haben, gebührt Hochachtung und Wertschätzung. Noch immer leiden viele Opfer unter den
Folgen von politischer Verfolgung, Zersetzung und Repression. Und noch immer gibt es
gesetzgeberischen Handlungsbedarf zur Verbesserung der Anerkennung und persönlichen
Situation der Opfer. Zu all diesen Themen haben wir in dieser Woche einen eigenen Antrag
eingebracht – auch, um deutlich zu machen, dass die Bundesregierung ihre Versprechen aus
dem Koalitionsvertrag nicht umgesetzt hat. 

Es geht um die vereinbarten Ziele zur Vollendung der inneren Einheit, im Einvernehmen mit
den Ländern die Beantragung und Bewilligung von Hilfen und Leistungen für Opfer der SED-
Diktatur zu erleichtern und ergänzend einen bundesweiten Härtefallfonds einzurichten! Es geht
darum, die Bundesstiftung Aufarbeitung zu stärken und der Geschichte der Demokratie in
Deutschland und ihren Orten mehr Sichtbarkeit zu verleihen! Verantwortung für das
Zusammenwachsen unseres Landes ist in der Ampel-Bundesregierung ein Lippenbekenntnis
geblieben. 

35 Jahre Mauerfall – 35 Jahre Freiheit in ganz
Deutschland – Verantwortung und Auftrag

Mit dem Sturz der Berliner Mauer am 9.
November 1989 durch die Menschen in der
ehemaligen DDR öffnete sich für sie das Tor
zur Freiheit. Der Tag des Mauerfalls war,
zusammen mit dem Tag der Deutschen
Einheit am 3. Oktober 1990, ein Moment des
großen Glücks für unser gesamtes Land – in
Ost und West, Nord und Süd.



Primärprävention stärken – Evidenzbasierte
Gesundheitsversorgung erhalten

Deshalb unterstützen wir mit unserem Antrag – den wir in dieser Woche erstmals beraten –
nicht nur den Erhalt der bestehenden Präventionsangebote, sondern setzen uns auch für deren
Intensivierung ein. Gemeinsam mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA),
den maßgeblichen Verbänden, der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Privaten
Krankenversicherung wollen wir das Bewusstsein in der Bevölkerung für gesundheitliche
Eigenvorsorge und Prävention weiter stärken. 

Parallel zu unserem Antrag debattieren wir den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur
Stärkung der Herzgesundheit in erster Lesung. Kern des „Herzgesetzes“ ist eine bessere
Vorsorge. Krankenkassen sollen ihre Versicherten im Alter von 25, 35 und 50 Jahren zum Herz-
Check einladen. Die Vorsorge sollen auch Apotheker machen dürfen. Der Entwurf basiert auf
einem Impulspapier zur besseren Prävention von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, das
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach bereits im September 2023 publik gemacht hat.
Krankenkassen sollen überdies verpflichtet werden, ihren Versicherten strukturierte
Behandlungsprogramme (Disease-Management-Programme, DMP) anzubieten. 

Mit dem Entwurf will die Bundesregierung Schlaganfälle und Herzinfarkte in Deutschland
reduzieren. Das Ziel wird von unserer Fraktion unterstützt. Wir kritisieren allerdings die Art und
Weise der Bekämpfung jedoch als „Staatsmedizin“ mit fragwürdiger Evidenz. Mit unserem
Antrag nehmen wir eine Gegenposition ein, die nicht nur von den Präventionsverbänden,
sondern auch von den Krankenkassen unterstützt wird.

Herz-Kreislauferkrankungen sind mit 358.000
Sterbefällen im Jahr 2022 die häufigste
Todesursache in Deutschland. Nach Angaben
der Deutschen Herzstiftung erfolgten im Jahr
2022 1.574.352 vollstationäre Krankenhaus-
aufnahmen wegen Herzkrankheiten. Fast
217.000 Menschen sterben jedes Jahr an einer
Herzkrankheit Das Risiko für eine Koronare
Herzerkrankung oder einen Herzinfarkt sowie
andere Erkrankungen kann jedoch durch einen
gesunden Lebensstil erheblich verringert
werden.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/132/2013292.pdf


Bündnis- und Verteidigungsfähigkeit nachhaltig
sichern, Strategie zur Stärkung der Deutschen

Sicherheits- und Verteidigungsindustrie umgehend
anpassen

Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, ihr Strategiekonzept für die
Verteidigungsindustrie schnellstmöglich anzupassen. Wir setzen uns für den gezielten Aufbau
und Erhalt nationaler Kompetenzen durch Anwendung von Art. 346 AEUV (Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union) bei Schlüsseltechnologie-Vergaben ein. 

Das bedeutet: Wenn es für die Wahrung wesentlicher deutscher Sicherheitsinteressen
erforderlich sind, kann bei der Beschaffung von Rüstungsgütern vom EU-Vergaberecht
abgewichen werden. Weiterhin fordern wir, die Rüstungsindustrie als unverzichtbare
Schlüsseltechnologie zu fördern. Die Effizienz bei Exportkontrollen muss gesteigert werden, um
Wettbewerbsnachteile für deutsche Unternehmen zu verhindern. Es bedarf zudem eines
optimierten Beschaffungsprozesses, einer klaren Exportpolitik und einer gesellschaftlichen
Akzeptanz für eine starke Verteidigungsindustrie. Angesichts neuer Bedrohungen sehen wir die
Untätigkeit der Bundesregierung kritisch und fordern die konkrete Umsetzung der in der
Nationalen Sicherheitsstrategie angekündigten Maßnahmen. 

Insolvenzwelle stoppen – Wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen
für Unternehmen schaffen 

Mit unserem Antrag fordern wir, dringend Maßnahmen zur Entlastung der Unternehmen
angesichts steigender Insolvenzzahlen zu ergreifen. Lange haben Vertreter der Regierung die
steigende Zahl an Konkursen heruntergespielt und darauf verwiesen, dass ein Großteil des
Anstiegs auf eine Normalisierung nach der Corona-Pandemie zurückzuführen sei. Mittlerweile
wurde jedoch das Vor-Corona-Niveau überschritten. Das zeigt: Die derzeitigen
Rahmenbedingungen sind für viele Betriebe in Deutschland existenzgefährdend. Insbesondere
die hohen Energiepreise und immer weiter steigende Regulierungsanforderungen belasten die
Unternehmen und beeinträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit. Hinzu kommen Eingriffe in die
Lohnpolitik durch den politisch hochgesetzten Mindestlohn sowie Fehlanreize in der
Sozialpolitik, insbesondere durch das Bürgergeld. Unser Antrag umfasst Forderungen wie ein
sofortiges Belastungsmoratorium, eine Senkung der Unternehmenssteuern und Energiekosten
sowie die Vereinfachung des Arbeitszeitgesetzes. Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit zu
stärken, Liquidität für tragfähige Geschäftsmodelle zu sichern und so die wirtschaftliche
Substanz Deutschlands langfristig zu erhalten.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/106/2010618.pdf


Exportnation Deutschland stärken mit regelbasierter
Handelspolitik statt unrealistischen Forderungen

Das Scheitern der Verhandlungen über das Freihandelsabkommen zwischen der EU und
Australien sowie das zunehmend infrage stehende Handelsabkommen zwischen der EU und
dem Mercosur-Raum müssen endlich zu einem handelspolitischen Erwachen und Umdenken der
Bundesregierung führen. Handelsabkommen, die teilweise über Jahrzehnte verhandelt wurden,
dürfen nicht länger zerredet, mit Nachforderungen im Nachhaltigkeitsbereich überfrachtet und
damit leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden. Es gilt, diese Abkommen endlich zum Abschluss zu
bringen und die Verhandlungen über andere wegweisende Handelsabkommen, wie z.B. mit
Indien, schnellstmöglich voranzutreiben. 

Mit unserem Antrag fordern,  den Abschluss von Handelsabkommen voranzutreiben und zu
unterstützen. Deutschland muss hier auch innerhalb der EU eine Führungsrolle übernehmen.
Nur mit dem Ausbau bestehender außenwirtschaftlicher Beziehungen mit gleichgesinnten
Ländern sowie mit neuen Kooperationspartnern können Lieferketten diversifiziert, einseitige
Abhängigkeiten reduziert und die Resilienz der Europäischen Union und Deutschlands erhöht
werden. 

Ermittlern notwendige Befugnisse zur Aufklärung von
Straftaten geben 

Mit unserem Antrag wollen wir die Ermittlungsbefugnisse der Sicherheitsbehörden stärken und
schwere Kriminalität effizienter bekämpfen. Wir setzen uns insbesondere für die Entfristung der
gesetzlichen Regelungen zur Telekommunikationsüberwachung bei Wohnungseinbruchdiebstahl
ein. Diese Forderung ist besonders aktuell, denn gerade in dieser Woche plante die ehemalige
Ampel-Koalition lediglich eine gesetzliche Regelung für eine bloße Verlängerung der Befristung
dieses wichtigen Ermittlungsinstruments. Darüber hinaus fordern wir, das Ermittlungsinstrument
der Telekommunikationsüberwachung auch für Verbrechen wie den Enkeltrickbetrug und
bestimmte schwere Vergehen zur Verfügung zu stellen. Zudem erneuern wir unsere Forderung
nach einer Mindestspeicherfrist für IP-Adressen – nach den Vorgaben des Europäischen
Gerichtshofs – zur Aufklärung schwerer Straftaten. Den Einsatz von Verdeckten Ermittlern und
Vertrauenspersonen wollen wir absichern und sprechen uns gegen die von der Ampel-Koalition
geplanten neuen Erschwernisse für Polizei und Sicherheitsbehörden aus. Damit unterstützen wir
praxistaugliche Rechtsgrundlagen für unsere Ermittlungsbehörden. Die müssen Gefahren
abwehren, Kriminalität effektiv aufklären und die Sicherheit der Bürger gewährleisten.

Straftatenkataloge in der Strafprozessordnung erweitern,
Telekommunikationsüberwachung für den 

Wohnungseinbruchdiebstahl unbefristet ermöglichen

https://dserver.bundestag.de/btd/20/091/2009136.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/132/2013225.pdf


Öffentliche Anhörung zum

Thema “Verpflichtendes Label

für Nahrungsmittel” 
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11011 Berlin
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Freiligrathstraße 4

31224 Peine
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Veranstaltungshinweise:
Am Samstag, 09.11.2024 ab 19.00 Uhr finden Sie mich bei der
Stadtwehrversammlung und am Mittwoch, 23.11.2024 ab 18.00 Uhr auf dem
LupoLeo Award 2024 der Volksbank BraWo im Staatstheater Braunschweig. 

Weiterhin möchte ich
 auf meine Bürgersprechstunde

hinweisen:  

Als Abgeordnete im Bundestag verstehe ich mich
als Ihre Interessensvertreterin. Die beste

Gelegenheit für ein Gespräch ist im Rahmen
meiner Bürgersprechstunde.

Während der Bürgersprechstunde besteht die
Möglichkeit, Probleme, Vorschläge und

Sachverhalte in vertrauensvollem Rahmen
mitzuteilen.

Wenden Sie sich bitte für die Terminabsprache per
E-Mail unter ingrid.pahlmann.ma01@bundestag.de

an mein Büro.
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